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Bundesverband zur Förderung der Genossenschaftskultur e.V.

Bundesministerium der Justiz
Referat III A 5

Bundesministerium für Wirtschaft und Energie
Referat VII B1

München, den 24. März 2026

Kritische Stellungnahme zur Position der DGRV Rechtsabteilung gegen die
Ausweitung desWeisungsrechts der Generalversammlung (§ 27 Abs. 1 S. 3 GenG)
– zugleich Aufforderung zur Rückkehr zum normativen Kern des
Genossenschaftsgesetzes

Bezug: DGRV Rechtsabteilung; Christian Schmitt, „Stärkung der genossenschaftlichen
Rechtsform – Bericht zum aktuellen Gesetzgebungsverfahren“, PerspektivePraxis 1/26
(veröffentlicht 18. März 2026)

Sehr geehrte Frau Gitta Connemann, sehr geehrte Frau Ute Höhfeld,

sehr geehrte Bundestagsabgeordnete, sehr geehrte Damen und Herren,

mit großer Sorge nehmen wir als Bundesverband zur Förderung der
Genossenschaftskultur die oben genannte Publikation des stellvertretenden
Abteilungsleiters Recht des DGRV zur Kenntnis.

Der Bundesverband zur Förderung der Genossenschaftskultur vertritt die Interessen
jener, die Genossenschaften als das verstehen, was sie nach dem Gesetz sind:
demokratische Selbsthilfeorganisationen zur Förderung ihrer Mitglieder – von
der solidarischen Landwirtschaft bis zur digitalen Plattform-eG, vom Dorfladen bis zur
Energiegenossenschaft. Unser Prinzip ist Nähe statt Abstraktion, Unterstützung statt
Verwaltung. Wir entwickeln Positionen nicht aus zentralen Apparaten heraus, sondern
im direkten Austausch mit jenen, die tragen, was andere oft nur verwalten.

Aus dieser Perspektive stellen wir fest: Der DGRV-Beitrag ist keine bloße kritische
Stellungnahme zu einer Einzelfrage des § 27 GenG. Er transportiert in seinem Kern ein
genossenschaftsrechtlich verfehltes und demokratietheoretisch bedenkliches
Leitbild: Mitgliederdemokratie erscheint darin als Störfaktor, die Leitungsautonomie
des Vorstands als eigentlicher Normalzustand der Genossenschaft. Diese Umkehrung
ist mit Text, Systematik und Telos des Genossenschaftsgesetzes nicht vereinbar – und
sie widerspricht den Reformzielen, die der Bundesverband zur Förderung der
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Genossenschaftskultur in seiner Stellungnahme vom 28. Juli 2025 zum
Referentenentwurf ausführlich dargelegt hat.

I. Die Genossenschaft ist keine vorstandsdominierte Managementhülle

Die eingetragene Genossenschaft ist nach § 1 Abs. 1 GenG eine auf Förderung ihrer
Mitglieder durch gemeinschaftlichen Geschäftsbetrieb angelegte Rechtsform. Ihr
Zentrum ist nicht die Abschirmung professioneller Leitung vor den Mitgliedern,
sondern die rechtlich organisierte Selbstverwaltung einer mitgliedschaftlich
getragenen Körperschaft. Der Vorstand hat die Genossenschaft zu leiten
(§ 27 Abs. 1 S. 1 GenG), aber diese Leitung ist keine herrschaftsfreie Eigenmacht. Sie ist
rechtlich gebunden: an den Förderzweck (§ 1 Abs. 1 GenG), an die Satzung
(§§ 16, 27 Abs. 1 S. 2 GenG), an den von den Mitgliedern bestimmten
Unternehmensgegenstand (§ 6 Nr. 2 GenG) und an die strukturell herausgehobene
Stellung der Generalversammlung (§§ 43 ff. GenG).

Lang/Weidmüller bezeichnen die GV/VV in der Kommentierung zu § 43 ausdrücklich
als „oberstes Willensbildungs- und Entscheidungsorgan" der Genossenschaft
(§ 43 Rdn. 3). Dort heißt es weiter: „Hier findet der genossenschaftliche Grundsatz der
Selbstverwaltung seinen Ausdruck." Die Willensbildung in der GV/VV erfolgt „nach
anerkannten demokratischen Grundsätzen" (§ 43 Rdn. 6). Die GV ist „im Sinne der
‚Gewaltenteilung' einem Parlament der eG vergleichbar" (§ 43 Rdn. 3). Das ist der
rechtsdogmatische Befund – und er steht in diametralem Gegensatz zur Darstellung
der Rechtsabteilung des DGRV.

Dieses demokratische Verständnis der Genossenschaft ist zugleich europarechtlich
verankert: Art. 59 Abs. 3 der SCE-Verordnung (EG) 1435/2003 kodifiziert das Prinzip
„Ein Mitglied = eine Stimme" und lässt nur eng begrenzte Stimmgewichtungen zu.
Art. 60 derselben Verordnung garantiert die jährliche Generalversammlung und die
Satzungsautonomie über Weisungsrechte. Wer die Generalversammlung entwertet,
handelt nicht nur gegen das GenG, sondern auch gegen den europäischen
Rechtsrahmen.

II. Die historische Dimension: Was 1973 geschah und warum 2017 korrigiert
wurde

Besonders irreführend ist es, die diskutierte Erweiterung des § 27 Abs. 1 S. 3 GenG als
unzulässigen Angriff auf eine angeblich „bewährte Leitungsautonomie" darzustellen.
Die Entstehungsgeschichte des geltenden Rechts zeigt das Gegenteil.

Lang/Weidmüller halten in der Kommentierung zu § 27 Rdn. 22a fest, dass die GenG-
Novelle 2017 einer „in der genossenschaftlichen Literatur geäußerten Kritik" Rechnung
trug, „dass der Gesetzgeber 1973, als er § 27 Abs. 1 an das AktG anpasste,
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rechtspolitisch über das Ziel hinausgeschossen sei" (unter Verweis auf BT-Drs.
18/11506, S. 27). Die Gesetzesbegründung formuliert das Ziel dieser Korrektur
unmissverständlich: Den Genossenschaften soll Satzungsfreiheit gewährt werden, „als
sie zu dem bis 1973 geltenden Zustand zurückkehren können, aber nicht müssen,
wonach die GV auch in Geschäftsführungsangelegenheiten oberstes Organ ist."
Die Übernahme der aktienrechtlichen Leitungsautonomie in das Genossenschaftsrecht
im Jahr 1973 war ein systemfremder Import aus einer völlig anderen
Unternehmensform. Die AG ist eine Kapitalgesellschaft mit gestreuten, regelhaft
passiven Anteilseignern. Die Genossenschaft hingegen ist eine Personenvereinigung
zur gegenseitigen Förderung, in der jedes Mitglied – unabhängig von der
Kapitaleinlage – eine Stimme hat (§ 43 Abs. 3 S. 1 GenG). Wer nun jede weitergehende
Öffnung als systemwidrig diskreditiert, verteidigt nicht das Genossenschaftsgesetz,
sondern eine genossenschaftsferne Lesart seiner Vorstandszentrierung.

III. Die Argumente des DGRV halten juristischer Prüfung nicht stand

a) Die Zirkularität des Leitungsautonomie-Arguments. Der DGRV argumentiert, die
Ausweitung sei „mit dem Grundsatz, dass der Vorstand die Genossenschaft unter
eigener Verantwortung zu leiten hat (§ 27 Abs. 1 S. 1 GenG), nicht vereinbar." Dieses
Argument ist logisch zirkulär: § 27 Abs. 1 S. 3 GenG ist die gesetzliche Ausnahme von
S. 1. Die Frage, die der Referentenentwurf stellt, ist lediglich: Für wie viele Mitglieder
soll die Satzungsfreiheit gelten? Es geht nicht um die Abschaffung
eigenverantwortlicher Leitung, sondern um die Erweiterung einer demokratischen
Option, die der Gesetzgeber 2017 bewusst geschaffen hat.

Entscheidend: Der Referentenentwurf zwingt keine Genossenschaft, ein Weisungsrecht
einzuführen. Er eröffnet lediglich die Möglichkeit per Satzungsbeschluss – also durch
demokratische Entscheidung derMitglieder selbst. Lang/Weidmüller betonen, dass die
Satzung das Weisungsrecht „auch auf bestimmte Bereiche oder Geschäftsführungs-
maßnahmen, die konkret in der Satzung zu bezeichnen sind, beschränken" kann
(§ 27 Rdn. 22a). Die Mitglieder entscheiden also selbst über das Ob, das Wie und den
Umfang. Wer die demokratische Selbstverwaltung, Mitgliederhoheit und förderzweck-
gebundene Willensbildung der Genossenschaft nicht mittragen will, sollte nicht das
Genossenschaftsrecht entkernen, sondern eine Rechtsform per Umwandlung wählen,
die seinem Leitungsverständnis entspricht.

b) Der pauschale Verweis auf „regulatorische Anforderungen und komplexe
Zusammenhänge". Was für eine Kreditgenossenschaft mit 1.500 Mitgliedern
aufgrund der KWG-Bindung (§ 25c KWG, Vier-Augen-Prinzip gem. § 33 Abs. 1 Nr. 5
KWG, BaFin-Eingriffsrechte gem. § 36 KWG) tatsächlich differenziert zu betrachten ist,
gilt für Energiegenossenschaften, Wohnungsgenossenschaften, landwirtschaftliche
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oder gewerbliche Einkaufsgenossenschaften nicht. Der DGRV vermischt hier
Rechtsformtypen, die das GenG gerade nicht über einen Kamm schert. Im Übrigen
würde ein Weisungsrecht der GV bei KWG-regulierten Instituten durch die
aufsichtsrechtlichen Anforderungen ohnehin wirksam begrenzt.

Gerade für Energiegenossenschaften ist das Weisungsrecht von besonderer
praktischer Bedeutung: Art. 22 Abs. 3 RED II und Art. 16 der Strombinnenmarkt-
Richtlinie 2019/944 verlangen, dass Energie- und Bürgergemeinschaften von ihren
Mitgliedern demokratisch kontrolliert und nicht von Großunternehmen beherrscht
werden. Eine Stärkung der Generalversammlung – einschließlich des Weisungsrechts –
ist daher nicht nur genossenschaftsrechtlich geboten, sondern auch europarechtlich
gefordert. Wer das Weisungsrecht bei Energiegenossenschaften einschränkt, riskiert
den Verlust der Einstufung als Renewable Energy Community und damit den
Ausschluss von EU-Fördermechanismen, Netzentgelt-Privilegien und Ausschreibungs-
erleichterungen nach RED III.

Der DGRV-Beitrag impliziert zudem, die Mitglieder seien zu uninformiert für die
Kontrolle ihres eigenen Unternehmens. Das ist ein paternalistisches Argument, das
dem genossenschaftlichen Selbstverwaltungsprinzip widerspricht. Lang/Weidmüller
halten fest: „Aus dem Grundsatz der Selbstverwaltung und Selbstverantwortung der
Mitglieder folgt, dass bei allen Entscheidungen, die die Existenz der eG nachhaltig
beeinflussen können, eine Entscheidung der GV/VV herbeizuführen ist" (§ 27 Rdn. 19).
Wenn die Mitglieder bei existenzbedrohenden Entscheidungen das letzte Wort haben
– warum nicht bei der laufenden Geschäftsführung, wenn sie es selbst per Satzung so
wollen?

c) Das Haftungsargument. Die Haftungsfrage bei weisungsgebundener Vorstands-
tätigkeit ist im geltenden Recht bereits gelöst. Lang/Weidmüller stellen klar: Setzt sich
der Vorstand über eine Weisung hinweg, „bleibt sein Handeln nach Außen wirksam
(Weisung betrifft nur Innenverhältnis[,] berührt aber nicht die Vertretungsbefugnis), er
macht sich jedoch schadenersatzpflichtig (§ 34)" (§ 27 Rdn. 22a). Die Vertretungsmacht
des Vorstands bleibt im Außenverhältnis unbeschränkt (§ 27 Abs. 2 GenG). Im
Innenverhältnis gelten die allgemeinen Sorgfaltspflichten (§ 34 GenG). Die Mitglieder,
die eine schädigende Weisung erteilen, schädigen sich letztlich selbst – sie sind die
wirtschaftlichen Eigentümer. Auch ohne Weisungsrecht treffen General-
versammlungen schon heute Entscheidungen enormer Tragweite: Satzungs-
änderungen, Verschmelzungen, Auflösung.



Bundesverband zur Förderung der Genossenschaftskultur e.V.
Lobbyregisternummer: R007877
https://genossenschaftskultur.de/ 5

d) Die „Gewinnung qualifizierter Vorstandsmitglieder". Dieses Argument setzt
voraus, dass qualifizierte Vorstände ein Interesse daran haben, möglichst ohne
Mitgliederkontrolle zu agieren. Ein Vorstand, der vor demokratischer Rückkopplung
zurückschreckt, ist nicht der Vorstand, den eine Genossenschaft braucht. Im Übrigen
ist der Widerruf der Bestellung bereits nach geltendem Recht jederzeit und ohne
wichtigen Grund möglich (§ 24 Abs. 3 GenG). Lang/Weidmüller begründen dies mit
der „weitgehend uneingeschränkten Leitungsmacht des Vorstands", die
„uneingeschränktes Vertrauen der Mitglieder der eG voraussetzt. Schon Zweifel an der
zweckentsprechenden Ausübung der Leitungsmacht müssen der GV/VV [die]
Möglichkeit geben, das Amt zu beenden" (§ 24 Rdn. 73). Wer heute jederzeit
abberufen werden kann – warum sollte ein zusätzliches, satzungsmäßig
beschränkbares Weisungsrecht die Attraktivität des Amtes mindern?

e) Die Warnung vor „besonders engagierten Mitgliedern". Der DGRV warnt, diese
könnten „die Regelung zum eigenen Vorteil, aber insgesamt zum Nachteil der
Genossenschaft" nutzen. Dieses Argument diskreditiert bürgerschaftliches
Engagement als potenzielle Selbstbedienung. Das GenG adressiert
Missbrauchsgefahren bereits durch die Anfechtbarkeit von GV-Beschlüssen
(§ 51 GenG), die genossenschaftliche Treuepflicht (§ 18 Rdn. 37 ff.), Stimmverbote bei
Interessenkollision (§ 43 Abs. 6 GenG) und die Pflichtprüfung (§§ 53 ff. GenG). Wenn
der DGRV dieses Argument ernst meint, stellt er die Generalversammlung als solche in
Frage – denn dort beeinflussen „engagierte Mitglieder" schon heute
Satzungsänderungen, Vorstandswahlen und Verschmelzungen.

IV. Die Generalversammlung wird faktisch entwertet

Besonders problematisch ist, dass der DGRV-Beitrag die Generalversammlung faktisch
auf ein periodisches Legitimationsritual reduziert. Die Generalversammlung ist jedoch
das Organ, in dem sich die gemeinsame Willensbildung der Mitglieder vollzieht
(§ 43 Rdn. 2). Sie ist Trägerin der Satzungshoheit, der personellen Legitimation und der
wirtschaftlichen Grundentscheidungen. Das GenG weist ihr zwingend und
ausschließlich zentrale Aufgaben zu (§ 43 Rdn. 9): alle Satzungsänderungen
(§ 16 Abs. 1), Wahl und Abberufung des Vorstands (§ 24 Abs. 2), Wahl des Aufsichtsrats
(§ 36 Abs. 1), Feststellung des Jahresabschlusses (§ 48 Abs. 1), Entlastung der Organe,
Beschlussfassung über Verschmelzung und Auflösung.

Wer die mögliche stärkere Rückbindung der Geschäftsführung an die Mitglieder
rhetorisch als Gefahr beschreibt, betreibt eine Entkernung der Genossenschaft.
Lang/Weidmüller stellen klar, dass die Beschränkungen der Vorstandsmacht durch die
Satzung gerade den Grundsatz eigenverantwortlicher Leitung nicht aushöhlen,
sondern „die für den gewöhnlichen Geschäftsbetrieb erforderliche Geschäftsführungs-
befugnis unberührt lassen" müssen (§ 27 Rdn. 13). Es geht also nicht um ein Entweder-
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oder, sondern um ein differenziertes Zusammenspiel von Leitungs-kompetenz und
mitgliedschaftlicher Rückbindung – genau das, was die Satzungsfreiheit ermöglicht.

Gerade die Praxis der Energiegenossenschaften zeigt, warum eine starke
Generalversammlung unverzichtbar ist: In Bürgerenergie-eGs entscheiden Mitglieder
über PV-Flächenpacht, Wärmenetzinvestitionen und Beteiligungen an Windparks –
also über Investitionen, die unmittelbar ihren Förderzweck betreffen. Die Pandemie hat
zudem gezeigt, dass digitale Versammlungen Beteiligungsquoten von über 90 %
ermöglichen. Eine Stärkung der GV durch Weisungsrechte und durch digitale
Teilhabe-Instrumente (wie in unserer Stellungnahme vom 28. Juli 2025 zu §§ 43b, 43a
Abs. 9 GenG-E gefordert) würde die demokratische Substanz der Genossenschaft für
die Zukunft sichern.

V. Die eigentliche Frage: Wessen Interessen vertritt der DGRV?

Genau hierin liegt der Kern der DGRV-Position: Nicht der Schutz des
Genossenschaftswesens steht im Vordergrund, sondern die Absicherung eines
verbands- und vorstandsnahen Governance-Modells, das mitgliedschaftliche
Einflussrechte nur insoweit gelten lassen will, wie sie die professionelle
Leitungsdominanz nicht berühren. Die Prüfungsverbände üben über Pflichtprüfung
(§§ 53 ff. GenG) und Pflichtmitgliedschaft (§ 54 GenG) erheblichen Einfluss auf die
einzelnen Genossenschaften aus. In diesem System haben die Verbände ein
strukturelles Interesse an starken, von der Mitgliederbasis unabhängigen
Vorständen – denn mit diesen lässt sich das Verbundgeschäft effizienter steuern als
mit einer lebendigen Mitgliederbasis.

Die DGRV-Argumentation folgt einer umgekehrten Agenturlogik: Nicht die
Mitglieder als Prinzipale müssen den Vorstand als Agenten kontrollieren – sondern der
Vorstand soll vor seinen eigenen Mitgliedern geschützt werden. Das mag aus Sicht
institutioneller Spitzenverbände bequem erscheinen. Mit der demokratischen
Eigenlogik der Genossenschaft ist es nicht vereinbar.

In unserer Stellungnahme vom 28. Juli 2025 haben wir aufgezeigt, dass das faktische
Prüfungsmonopol der Verbände (§§ 53 ff. GenG) Wettbewerb hemmt, Innovations-
druck verhindert und bei kleinen Energiegenossenschaften Prüfkosten von bis zu 15 %
der Betriebsausgaben verursacht. Ein Verband, der dieses Monopol verteidigt und
zugleich gegen mehr Mitgliederrechte lobbyiert, handelt im Interesse der eigenen
Struktur – nicht im Interesse der Genossenschaftsmitglieder.
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VI. Die innere Widersprüchlichkeit der Verbandsposition

Noch schwerer wiegt die innere Widersprüchlichkeit. Einerseits beschwört die
Rechtsabteilung des DGRV den Kampf gegen missbräuchliche oder unseriöse
Genossenschaften. Andererseits wird ausgerechnet dort Widerstand geleistet, wo die
Reform den mitgliedschaftlichen Charakter der eG stärken und die Rückbindung
des Vorstands an die Mitglieder vertiefen will. Das ist rechtspolitisch widersprüchlich.

Missbräuchliche Nutzung der Genossenschaftsform entsteht nicht dadurch, dass
Mitglieder zu viel mitbestimmen. Sie entsteht dort, wo der Förderzweck entleert, die
Mitgliedschaft zur Kapitalanlage umgebaut und die Genossenschaft funktional in eine
renditeorientierte Hülle transformiert wird. In unserer Stellungnahme vom 28. Juli 2025
haben wir die Einführung eines § 1 Abs. 3 GenG-E gefordert, der klarstellt, dass die
bloße gemeinschaftliche Vermögensanlage keinen zulässigen Förderzweck
darstellt und Vorrats-, Kapitalanlage- und Dividenden-genossenschaften ohne
Natural- oder Sachleistungen unzulässig sind. Diese Forderung steht im Einklang
mit Art. 22 REDII/III und Erwägungsgrund Art. 26 RED II, der die Mitgliedstaaten
ausdrücklich auffordert, missbräuchliche Kapitalanlagemodelle zu untersagen.

Wer die demokratische Rückbindung schwächt, schwächt damit eine der
wesentlichen rechtsforminternen Sicherungen gegen die Entartung zur bloßen
Kapitalanlagegenossenschaft. Gerade die vom DGRV selbst eingeforderten
„Maßnahmen gegen unseriöse Genossenschaften" setzen eine starke, informierte und
handlungsfähige Generalversammlung voraus – nicht deren Marginalisierung.

Die genossenschaftliche Pflichtprüfung und die Stellung der Prüfungsverbände sind
gesetzlich gerade nicht geschaffen worden, um eine vom Mitgliederwillen
emanzipierte Leitungsbürokratie zu stabilisieren. Ihre Funktion liegt in der Sicherung
des Förderzwecks, im Schutz der Mitglieder und in der Bewahrung der Rechtsform vor
ihrer Verwendung außerhalb des gesetzlich vorgesehenen Typus. Eine
Verbandsposition, die demokratische Mitgliederrechte relativiert, zugleich aber die
Abwehr missbräuchlicher Rechtsformnutzung für sich reklamiert, offenbart einen
fundamentalen Widerspruch.
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VII. Ergänzende juristische Erwägungen

a) Die Grenze von 1.500 Mitgliedern ist systemkohärent. Die Schwelle von 1.500
Mitgliedern ist im GenG bereits an anderer Stelle verankert: § 43a Abs. 1 S.1 GenG
ermöglicht Genossenschaften mit mehr als 1.500 Mitgliedern die Einführung einer
Vertreterversammlung. Lang/Weidmüller kommentieren dies bei § 43 Rdn. 3. Das
zeigt: Der Gesetzgeber betrachtet die Schwelle von 1.500 Mitgliedern als den Punkt,
ab dem eine Strukturanpassung bei der Willensbildung sinnvoll sein kann – nicht als
Punkt, ab dem Mitgliederrechte beschnitten werden sollten. Die Ausweitung des
Weisungsrechts bis zu dieser Schwelle fügt sich daher nahtlos in die bestehende
Systematik. In unserer Stellungnahme vom 28. Juli 2025 haben wir sogar eine
Anhebung der GV-Schwelle auf 5.000 Mitglieder vorgeschlagen (§ 43 Abs. 1 S. 2
GenG-E), um die direkte demokratische Beteiligung länger zu ermöglichen – nach dem
Vorbild von Mondragon, dem weltweit erfolgreichsten Genossenschaftsverbund.

b) Die Satzungsbeschränkung ist rechtstechnisch erprobt. Das geltende Recht
kennt bereits eine Vielzahl satzungsmäßiger Beschränkungen der Vorstands-
kompetenz: Zustimmungsvorbehalte des Aufsichtsrats für bestimmte Geschäftsarten
(§ 27 Rdn. 12–13), Zustimmungserfordernisse bei Grundstücksgeschäften,
Kreditvergabekompetenzen, gemeinsame Beratung von Vorstand und Aufsichtsrat bei
besonders wichtigen Geschäften (§ 27 Rdn. 13). Lang/Weidmüller betonen, dass die
Satzung für diese Beschränkungen „bestimmt genug" sein muss und konkrete
Geschäftsarten benennen muss (§ 27 Rdn. 12). Ein Weisungsrecht per Satzung
unterliegt denselben Bestimmtheitserfordernissen. Es handelt sich also nicht um ein
neues Instrument, sondern um eine Erweiterung des bewährten
Bestimmtheitsmodells auf eine weitere Form der Mitgliederbeteiligung.

c) Das Geschäftsordnungsrecht des Vorstands bleibt unberührt. Auch bei
satzungsmäßigem Weisungsrecht verbleibt dem Vorstand sein
Selbstorganisationsrecht: Die Aufstellung der Geschäftsordnung gehört zur
eigenverantwortlichen Leitung und kann weder von der GV/VV noch vom Aufsichtsrat
einseitig vorgegeben werden (§ 27Rdn. 14–15). Auch eine Geschäftsverteilung auf
einzelne Vorstandsmitglieder bleibt möglich (§ 27 Rdn. 23). Die Weisungs-
gebundenheit betrifft inhaltliche Geschäftsführungsentscheidungen, nicht die
organisatorische Binnenstruktur des Vorstands. Die vom DGRV suggerierte Vorstellung
eines handlungsunfähigen Vorstands ist daher rechtlich unhaltbar.

d) Das „Entscheidungsgremium" ist keine Fremdsteuerung. Der Referentenentwurf
sieht vor, dass neben der gesamten Generalversammlung auch ein „aus der Mitte der
Generalversammlung gebildetes Entscheidungsgremium" Weisungen erteilen kann.
Der DGRV stellt dies als bedrohlich dar. Tatsächlich handelt es sich um eine
pragmatische Lösung für das vom DGRV selbst vorgebrachte Problem, dass
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„geschäftsleitende Entscheidungen häufig kurzfristig getroffen werden müssen". Das
Gremium wird aus der Mitte der GV gebildet – es ist also demokratisch legitimiert und
handelt im Auftrag der Mitglieder, nicht gegen sie. In der Praxis von
Energiegenossenschaften, die bei EEG-Auktionen Fristen von unter 14 Tagen einhalten
müssen, ist ein solches Gremium kein Risiko, sondern eine Voraussetzung für
Handlungsfähigkeit bei demokratischer Rückkopplung.

e) Der verfassungsrechtliche Rahmen. Art. 9 Abs. 1 GG schützt die Vereinigungs-
freiheit, einschließlich der inneren Organisationsfreiheit von Körperschaften. Die
Satzungsautonomie der Genossenschaft ist Ausdruck dieser Freiheit. Wenn der
Gesetzgeber den Genossenschaften die Möglichkeit eröffnet, per Satzungsbeschluss
ein Weisungsrecht einzuführen, stärkt er die Satzungsautonomie und damit ein
verfassungsrechtlich verankertes Recht. Wer diese Erweiterung als „Einschränkung der
Leitungsautonomie" bekämpft, übersieht, dass die Leitungsautonomie des Vorstands
kein Grundrecht ist, sondern eine einfachgesetzliche Kompetenzzuweisung, die der
Gesetzgeber im Rahmen seiner Gestaltungsbefugnis modifizieren kann.

f) EU-Recht stützt die Reform, nicht die DGRV-Position. In unserer Stellungnahme
vom 28. Juli 2025 haben wir sieben EU-Bestimmungen identifiziert, die die Reformziele
des Referentenentwurfs spiegeln – vom SCE-Statut (VO (EG) 1435/2003) über RED II/III
bis zur Digitalisierungsrichtlinie (EU) 2019/1151. Keine dieser EU-Normen stützt die
Position des DGRV, die Mitgliederrechte einzuschränken. Im Gegenteil: Sie verlangen
sämtlich demokratische Mitgliederkontrolle, Satzungs-autonomie und Transparenz.
Deutschland steht im EU-Vergleich bereits im Rückstand – Österreich, Italien und
Spanien haben ihre Rechtsrahmen für Genossenschaften gezielt auf demokratische
Kontrolle und Energy-Sharing ausgerichtet. Eine weitere Einschränkung von
Mitgliederrechten würde diesen Rückstand vergrößern.

g) Kapitaldominanz verhindern. Ohne eine starke Generalversammlung droht eine
schleichende Verschiebung der Kontrolle in Richtung externer Investoren. In unserer
Stellungnahme haben wir die Einführung eines § 8b GenG-E mit einer Stimmrechts-
obergrenze von 25 % für investierende Mitglieder gefordert. Das Weisungsrecht der
GV ist ein komplementäres Instrument zur Sicherung der Mitgliederkontrolle: Es
stellt sicher, dass nicht nur formal, sondern auch materiell die nutzenden Mitglieder
die Geschäftspolitik bestimmen. Wer das Weisungsrecht ablehnt und zugleich keine
Stimmendeckelung fordert, öffnet die Genossenschaft für die Kapitaldominanz, die
Art. 2 Nr. 16 RED II und die Kommissionsleitlinien (SWD(2023) 125 final) ausdrücklich
verhindern wollen.
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VIII. Aufforderung an die politischen Entscheidungsträger

Die anstehende GenG-Reform muss dem Lobbydruck der „Spitzen“-Verbände und des
DGRV widerstehen. Es ist Aufgabe der Politik und der zuständigen Ministerien, nicht
bloß verwaltungspraktische oder verbandspolitische Bequemlichkeiten zu schützen,
sondern die demokratische Substanz der sozialen Marktwirtschaft und der
Genossenschaftsrechtsform. Wer die Genossenschaft modernisieren will, muss ihre
demokratische und förderwirtschaftliche Identität stärken, nicht weiter aushöhlen.

Wir bitten mit Nachdruck darum, die Publikation der Rechtsabteilung des DGRV und
von Herrn Schmitt nicht als neutrale Beschreibung genossenschaftlicher Praxis zu
behandeln. Sie ist ein deutliches rechtspolitisches Plädoyer gegen genossen-
schaftliche Demokratie. Gerade deshalb sollten die Positionen des DGRV im weiteren
Gesetzgebungsverfahren mit besonderer kritischer Distanz gelesen werden.

Zugleich bitten wir darum, den Bundesverband zur Förderung der
Genossenschaftskultur und andere mitgliedernahe Verbände aktiv in das weitere
Verfahren einzubeziehen. Wir haben in unserer Stellungnahme vom 28. Juli 2025
detaillierte, europarechtlich fundierte und praxiserprobte Reformvorschläge vorgelegt
– von der Förderzweckpräzisierung (§ 1 Abs. 1a und Abs. 3 GenG-E) über die digitale
Teilhabe (§ 6 Abs. 3, §§ 43a/b GenG-E) bis zur Prüfungsmodernisierung
(§§ 24, 53 ff. GenG-E). Diese Vorschläge stehen bereit.

Mit freundlichen Grüßen

Vorstand Bundesverband zur Förderung der Genossenschaftskultur e.V.
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